
















Was hat das Berufsverbot
mit mir gemacht?

146 Die Aufforderung zu einer Anhörung
bekam ich 1978 während meines
Referendariats in Celle durch die damals
noch existierende Bezirksregierung
Lüneburg und nicht etwa - wie wohl
sonst - durch die Landesregierung in
Hannover.

Die gleich mit angedrohten Konse­
quenzen, wie Entfernung aus dem
Referendariat und Rückzahlung aller
während der absolvierten Referendar­
zeit erhaltenen Bezüge, versetzten die
ganze junge Familie in Anspannung.
Wir hatten zu diesem Zeitpunkt bereits
einen einjährigen Sohn und das zweite
Kind war unterwegs.

Meine Frau erinnert sich noch sehr
lebhaft an die bedrohliche Situation:

"Konflikte in der Ehe, weil durch
die 1-Jahres-Arbeitsverträge eine
existenzielle Unsicherheit entstand.
Jedes Mal wusste man nach einem
Jahr der Beschäftigung nicht, ob
ein neuer Arbeitsvertrag zustande
kommen würde oder nicht.
Die junge Ehe war gefährdet, weil
man sich noch nicht so gut kannte
und deshalb nicht wusste, ob der
Partner trotz der angespannten Situ­
ation einen Ausweg finden würde.
Es war bei zwei Kindern, spä-
ter dann drei, eine existenzielle
Bedrohung und Lebenserschwernis,
trotz Berufsverbot die Familie
zu ernähren,"

Ich kam übrigens damals der "Ein­
ladung" zur Anhörung nach Lüneburg
nicht nach und vertrat die Begründung
für diese Entscheidung auch öffentlich.
Das Kollegium in der Schule und vor
allem im Ausbildungsseminar gaben
mir Rückhalt; auch meine Wahl zum
Personalratsvorsitzenden des Aus­
bildungsseminars Celle und die GEW
halfen mir sehr. So konnte ich das
Referendariat erfolgreich beenden.

Die Begründung des Stillhaltens der
Behörde im Anhörungsverfahren erfuhr
ich erst später aus einer Akteneinsicht.
Man mutmaßte, das Anhörungsver­
fahren nicht vor der Beendigung des
Referendariats beenden zu können.

Danach wurde ich quasi "aus Versehen"
zunächst aushilfsweise 1979 in einer
Berufsschule in Braunschweig
beschäftigt, weil meine Fächer­
kombination mit Physik, Mathematik
und Politik gefragt war, aber durch Inter­
vention aus Lüneburg postwendend
nach drei Monaten "freigestellt".

Nach mehreren Bewerbungsanläufen
gelang es mir schließlich rund ein Jahr
später, in der Erwachsenenbildung als
befristete Honorarkraft zu arbeiten,
allerdings ohne Sozialversicherung,
weil Honorarkräfte als Selbstständige
geführt wurden.






